
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Rede  
von 
 
 
Doris Schröder-Köpf, MdL 
 
 
zu TOP Nr. 25 
 
Erste Beratung 
Zivilbevölkerung in Syrien schützen - nieder-
sächsischer Verantwortung gerecht werden! 
 
Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen – Drs. 18/830 
 
 
während der Plenarsitzung vom 17.05.2018 
im Niedersächsischen Landtag  
 
 
 
 
 
 
 
Es gilt das gesprochene Wort. 

 
 
  



2 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe 

Kolleginnen, liebe Kollegen!  

 

„Wir haben unsere Waffen vervollkommnet, unser Gewissen ist eingeschlafen, 

und wir haben ausgeklügeltere Begründungen gefunden, um uns zu 

rechtfertigen.“ Mit diesen Worten forderte Papst Franziskus vor wenigen Wochen 

in Rom ein Ende der Kriegsgewalt in Syrien. Seine Worte spiegeln leider auch die 

Unfähigkeit der internationalen Staatengemeinschaft wider, ihrer Verantwortung 

gerecht zu werden, die darin besteht, das millionenfache Leid der syrischen 

Zivilbevölkerung zu beenden.  

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren,  

 

die humanitäre Situation der Menschen in Syrien, aber auch derjenigen, die in die 

Anrainerstaaten geflohen sind, ist katastrophal. Der Krieg wütet seit nunmehr 

sieben Jahren, hat Abertausende Tote gefordert, hat Familien getrennt und eine 

ganze Generation junger Syrerinnen und Syrer zu einer verlorenen Generation 

gemacht. Etwa die Hälfte der syrischen Bevölkerung ist laut dem UNHCR 

geflüchtet. Allein zwischen Januar und April dieses Jahres haben mehr als 

700.000 Menschen ihr Zuhause verloren. 69 Prozent der Syrerinnen und Syrer 

leben in extremer Armut, mehr als 2,3 Millionen Menschen unter gefährlichsten 

Bedingungen in schwer erreichbaren und belagerten Gebieten. Das stellte 

kürzlich der Geschäftsführer der UNO-Flüchtlingshilfe Peter Ruhenstroth-Bauer 

verbittert fest.  

 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

 

der evangelische Landesbischof Ralf Meister hat sich vor wenigen Wochen selbst 

ein Bild von der Lage im syrischen Homs gemacht. Seine Erkenntnis:  

 

„Die Hoffnungslosigkeit braucht konkrete Handlungsschritte und Optionen der 

Hoffnung.“  
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So Ralf Meister zum Evangelischen Pressedienst. - Einen solchen konkreten 

Handlungsschritt hat die Bundesregierung kürzlich getan. Denn während bei der 

Syrien-Geberkonferenz in Brüssel nur ein Bruchteil der notwendigen Hilfsgelder 

zugesagt wurde, kündigte der Bundesaußenminister an, den deutschen Beitrag 

bis 2020 um eine weitere Milliarde zu erhöhen. Deutschland ist damit der größte 

Einzelspender in der Syrienkrise. Schon deshalb ist es falsch und auch 

verletzend, wenn Sie der Bundesregierung vorwerfen, ihre Syrienstrategie basiere 

- ich zitiere aus Ihrem Antrag - „vor allem auf der Abwehr Geflüchteter und der 

militärischen Beteiligung an einem Luftkrieg über Syrien“. 

 

Liebe Kolleginnen und Kollegen,  

 

damit komme ich zu den Forderungen in Ihrem Antrag. Sie verlangen 

beispielsweise, dass wir uns auf Bundesebene für die Wiederzulassung des 

Familiennachzugs auch für die Gruppe der subsidiär Geschützten einsetzen. 

Dabei wissen Sie doch, dass die Möglichkeiten der Familienzusammenführung für 

die genannte Personengruppe erst kürzlich neu geregelt wurden. Ab 1. August 

gibt es ein monatliches Kontingent von bundesweit 1.000 Personen, die nach 

Ermessen aus humanitären Gründen ein Visum erhalten können. Dabei werden 

etwa die Dauer der familiären Trennung, das Alter der Kinder oder schwere 

Erkrankungen der Betroffenen berücksichtigt. Diese Regelung ist ein Ergebnis der 

Koalitionsverhandlungen auf Bundesebene. Für eine Änderung sehe ich derzeit 

jedenfalls keinen politischen Spielraum.  

 

Innenminister Pistorius hat bereits im März betont, Koalitionsverträge seien wie 

andere Verträge. Sie seien geschlossen, um eingehalten zu werden - auch wenn 

es darum geht, einen Kompromiss einzuhalten, der uns nicht gefällt.  

 

Liebe Kolleginnen und Kollegen,  

 

diese 1.000 Menschen pro Monat, die jetzt zu ihren Liebsten kommen dürfen, sind 

weit weniger, als ich mir gewünscht habe. Aber wir dürfen auch nicht übersehen, 

was unser Bundesland - Herr Onay hat schon etwas aufgezählt -, was unsere 

mitfühlenden Bürgerinnen und Bürger in den vergangenen Jahren geleistet 
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haben. Niedersachsen hat sich maßgeblich an dem humanitären 

Aufnahmeprogramm des Bundes beteiligt, z. B. durch die zentrale Erstaufnahme 

der Resettlement-Flüchtlinge am Standort Grenzdurchgangslager Friedland. 

Darüber hinaus - Herr Onay hat das auch schon gesagt - unterhält Niedersachsen 

ein eigenes Landesaufnahmeprogramm, von dem mehr als 5.300 Menschen 

profitierten. Wir sprechen davon, dass diese Menschen zusätzlich zu den anderen 

zu uns gekommen sind.  

 

Gestatten Sie mir, an dieser Stelle darauf hinzuweisen, dass auch Baden-

Württemberg und Hessen - wohlgemerkt: das eine ist ein Bundesland mit einem 

grünen Ministerpräsidenten, und das andere ist ein Bundesland mit einem 

stellvertretenden grünen Ministerpräsidenten - ausgelaufene humanitäre 

Landesaufnahmeprogramme bislang nicht neu auflegen. Das meldet jedenfalls 

PRO ASYL auf ihrer Website. 

 

Kann es denn sein, dass da, wo die Grünen regieren, jene Forderungen nicht 

erhoben werden, die Sie hier als Oppositionspartei zum Ausdruck bringen? 

 

Liebe Kolleginnen und Kollegen,  

 

vielleicht haben aber auch Ihre Parteifreundinnen und Parteifreunde in Baden-

Württemberg und in Hessen wie wir festgestellt, dass sich eben die 

Rahmenbedingungen verändert haben. Heute sind wir um einige Erkenntnisse 

und Lehren reicher, was den langen Weg der beruflichen und sozialen Integration 

angeht. Heute müssen wir noch stärker die vielfältigen Herausforderungen im 

Blick behalten, die besonders die Kommunen bei der Aufnahme und Integration 

von Schutzsuchenden zu bewältigen haben. Einige Städte wie Salzgitter, 

Delmenhorst und Wilhelmshaven sind an ihre Grenzen gestoßen. Wir haben 

darauf reagiert.  

 

Sehr geehrte Damen und Herren, ich muss es jetzt leider kürzer machen.  

 

In der Frage, in welcher Form den Menschen geholfen werden kann, die sich im 

Rahmen des damaligen Aufnahmeprogramms zur Übernahme von Kosten der 



5 

öffentlichen Hand verpflichtet haben, lässt eine dauerhafte, tragfähige Lösung 

leider immer noch auf sich warten. Am einfachsten wäre es tatsächlich, den 

entsprechenden § 68 im Aufenthaltsgesetz zu ändern. Genau das diskutiert die 

Landesregierung mit der Bundesregierung. Ein Einvernehmen steht aber noch 

aus. Allerdings haben Sie unser Wort, dass sich die Landesbeauftragte, aber vor 

allem auch unser Innenminister weiterhin dafür einsetzen, dass Menschen, die 

aus vollem Herzen gegeben haben, nicht irgendwann mit leeren Händen 

dastehen werden. Niedersachsen wird sich jedenfalls auch künftig weiterhin dafür 

starkmachen.  

 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von den Grünen, ich habe meine Rede mit einem 

Zitat von Papst Franziskus begonnen. Beenden möchte ich sie im Hinblick auf 

das Regierungshandeln von Grünen in anderen Bundesländern mit einem 

berühmten Bibelvers - Matthäus 7 Vers 3 -: Warum siehst du den Splitter im Auge 

deines Bruders, aber den Balken in deinem Auge siehst du nicht?  

 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 


